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„Von Überdruss kann keine Rede sein!“
Ein Interview mit der neuen Vizepräsidentin
für Lehre an der HU, Prof. Susanne Baer

Prof. Baer studierte Rechts- und Politikwissenschaft an der FU, war bis
1993 wiss. Mitarbeiterin an der University of Michigan und promovierte
1995 zu dem Thema „Würde oder Gleichheit?“. Seit dem ist sie an der
der HU tätig, wo sie 2002 zur Professorin für Öffentliches Recht und
Geschlechterstudien berufen wurde. Nun wird sie Vizepräsidentin. Wir
sprachen mit ihr über ihr Amtsverständnis, die „P-Frage“, Studiengebühren und Gerechtigkeit.

Vor etwa drei Jahren wurden Sie auf
den Lehrstuhl für Öffentliches
Recht und Geschlechterstudien be-
rufen, den sich die Juristische Fa-
kultät und das Zentrum für trans-
disziplinäre Geschlechterstudien
(ZTG) teilen. Die spannende Kombi-
nation dieses neuen  Forschungsfel-
des, seine disziplinäre Ausrichtung
und institutionelle Anbindung geht
nicht zuletzt auch auf Ihr Engage-
ment zurück. Nun trennen Sie kaum
mehr als 100 Tage von einem Neu-
anfang als Vizepräsidentin für Leh-
re und Studium der Humboldt-Uni.
Sind Sie des Hochschullehrerinnen-
daseins so schnell überdrüssig ge-
worden oder wenden Sie sich jetzt
von der Theorie der Praxis zu?

Von Überdruss kann keine Rede
sein! Ich bin mit Begeisterung an die
Humboldt-Universität gekommen
und werde hier auch begeistert blei-
ben – nur eben mit wechselnden
Aufgaben. Lehre und Forschung
zum Antidiskriminierungsrecht, zu
Recht und Film oder zu wissen-
schaftstheoretischen Fragen werden
am Lehrstuhl ja weiter betrieben wer-
den, nur nicht von mir, sondern vom
Team und denen, die meine Profes-
sur vertreten. Als Vizepräsidentin
werde ich dann nicht mehr wie bis-
her forschen, aber mit einigen Sach-
fragen auch weiter zu tun haben.

Hochschulzulassung ohne Diskrimi-
nierung, interdisziplinäres Studieren
und forschende Lehre – das wird uns
beschäftigen.

Prof. Jürgen Mlynek, der mit gro-
ßem Aufwand wiedergewählte und
nun doch unwillige Präsident der
HU, hat sich sehr für Ihre Kandida-
tur eingesetzt. Bald jedoch wird die
HU eine Karrierestufe hinter ihm
liegen, wenn er am 6. Juni vom Se-
nat der Helmoltz-Gemeinschaft, dem
größten deutschen Forschungsver-
bund, zu deren Präsident gewählt
wird. Damit hat er sicherlich auch
Sie überrascht. Wie gehen Sie mit
der ungeklärten Personalfrage im
Präsidium um?

Bei ungeklärten Fragen emp-
fiehlt es sich, sie besser und klarer zu
stellen und dann auf gute Antwor-
ten zu hören. Eine Findungskommis-
sion ist dabei, geeignete Nachfolger
oder Nachfolgerinnen zu suchen, ist
also mit den Antworten betraut. Die
etwas ungewöhnliche Situation, dass
es nun schon gewählte Vizes gibt,
legt es nahe, dass ich ebenso wie
meine Kollegen, Herr Prömel und
Herr Eveslage, an diesem Findungs-
prozess irgendwie beteiligt werden.
Wichtig wird es sein, Personen von
Gewicht für die HU zu gewinnen, die
mit uns und mit denen wir dann auch

konstruktiv arbeiten können.

Welche Persönlichkeit und Fähig-
keiten sollte einE KandidatIn für das
Amt der/des PräsidentIn mitbrin-
gen, um gut mit den Gremien und
mit Ihnen als Vizepräsidentin zu-
sammenarbeiten zu können?

Wie gesagt: Der Humboldt-Uni-
versität würde ein Mensch gut zu
Gesicht stehen, der ein gewisses Ge-
wicht in die hochschulpolitischen
Debatten der Zukunft werfen kann.
Da ist eine gute Mischung aus Er-
fahrung gerade in Fragen der Steue-
rung so sensibler Organisationen wie
einer Hochschule, aus Reputation
und Standing, aus wissenschaftli-
chem und politischem Profil gefragt.
Und umgekehrt: Es ist eine ehrenvolle
Herausforderung, die Humboldt Uni
zu leiten. Dieser Aufgabe muss einE
KandidatIn gewachsen sein – dann
kann auch die Universität mit ihm
oder ihr wachsen.

An der „P-Frage“ entzünden sich
immer wieder jene hochschulpoliti-
schen Grundsatzdebatten, die im
Alltag der Tagesordnungen keinen
Platz finden und auch bei Ihrer Wahl
eine große Rolle gespielt haben.
Gerade im Hinblick auf die anste-
hende Verfassungsreform stehen
dabei Fragen der grundsätzlichen
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Das neugewählte Präsidium muss jetzt wohl ohne Prof. Mlynek auskommen
(2.v.l.), Prof. Prömel, Prof. Baer, Dr. Eveslage (v.l.n.r.).              Foto: A. Bittner

Ausrichtung der Hochschule und
deren Leitung im Vordergrund.
Welches Bild von Universität und
Leitungskultur nehmen Sie sich zu
Herzen, wenn Sie am 1. September
Ihr neues Büro im Hauptgebäude
beziehen?

Das Bild, welches dann ja Leit-
bild sein soll, zeichne ich ganz sicher
nicht allein. Die forschende Lehre
und das lernende Forschen vielleicht
... Da träume ich von einem
Humboldt´schen Kontrakt, in dem
sich Lehrende und Studierende wech-
selseitig verpflichten, wissenschaft-
lich miteinander zu arbeiten, also Er-
wartungen aneinander formuliert
und Leistungen füreinander zuge-
sagt werden. Und ganz konkret?
Oben auf der Liste steht die Studien-
reform, denn ich bin überzeugt, dass
Bologna einen Prozess in Gang ge-
setzt hat, der sich produktiv nutzen
lässt, aber da müssen wir noch ar-
beiten. Dann müssen wir ein mach-
bares und gerechtes Verfahren zur
Zulassung zum Studium finden. Und
die Gebührenfrage werden wir inten-
siv debattieren müssen.

In No. 9/2005 des Stadtmagazins
zitty äußerten Sie sich zum Thema
Studiengebühren dahingehend, dass

Sie grundsätzlich nichts gegen die
Beteiligung der Studierenden an
ihren Bildungskosten haben, wenn
dies gerecht geschieht. Wie das?

Es werden ja zahlreiche Modelle
diskutiert. Entscheidend wird es sein,
die Abschreckungseffekte zu kom-
pensieren, die mit der Einführung je-
der Gebühr einhergehen und folglich
sehr offensiv für Studierende zu wer-
ben, die – etwas salopp gesagt – nicht
reich, sondern talentiert und enga-
giert sind. Umgekehrt spricht nichts
dagegen, wenn Menschen in ihre
Bildung investieren, soweit sie dies
können. Modelle, in denen Berufstä-
tige an die Institution zurückzahlen,
die sie ausgebildet und gebildet ha-
ben, sind insofern sehr interessant.

Legt man der Diskussion um den
Wert von Bildung nicht nur einen
individuellen, sondern auch einen
volkswirtschaftlich-gesellschaftli-
chen Nutzenbegriff zugrunde, stellt
sich die Frage, warum nicht auch
andere Mitglieder der Gesellschaft
für die Bildungskosten derjenigen
aufkommen sollen, von denen sie
profitieren. Ließe sich das Ausstat-
tungsproblem der Hochschulen folg-
lich nicht auch durch eine intelli-
gente, einkommensorientierte Be-

steuerung lösen, die Gerechtig-
keitsdefizite auszugleichen ver-
steht?

Eine intelligente Besteuerung
wird ja nun allenthalben gesucht, ist
aber gerade ein Mittel, nicht zweck-
gebunden, sondern allgemein zu fi-
nanzieren. Insofern sprechen Sie
wohl eher von einem Steuersystem,
das es uns ermöglicht, auch öffentli-
che Hochschulen noch ausreichend
zu finanzieren. Jeder Versuch in die-
ser Richtung ist nur zu begrüßen.
Lösen wird er das Problem der Un-
terfinanzierung der Berliner Univer-
sitäten ganz sicher nicht.

Auch ohne Studiengebühren ist ein
gleicher Zugang zum Hochschul-
studium keineswegs gewährleistet.
Jugendliche aus bildungsfernen
Schichten haben ebenso schlechte
Chancen wie Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund oder atypi-
schen Biographien. Sehen Sie im
neuen Hochschulzulassungsgesetz
Möglichkeiten, dieses Problem an-
zugehen?

Das Gesetz gibt der Hochschule
Möglichkeiten, die wir nutzen kön-
nen. Da ist allerdings nicht nur die
Frage zu beantworten, wen wir uns
hier als Studierende wünschen, son-
dern auch die Frage, wie wir Auswahl-
prozesse organisieren. Die individu-
ellen Gespräche, von denen manche
träumen, sind weder durchführbar
noch fair, und Assessment-Verfahren
wohl auch nicht passend. Ich denke
in Richtung anonymisierter Verfah-
ren, in denen weder Geschlecht noch
Herkunft noch Alter eine Rolle spie-
len können, die es aber ermöglichen,
Individualität und Engagement wir-
ken zu lassen. So sollten Menschen
zum Beispiel Abiturnoten ebenso
erklären dürfen wie ein spezieller Stu-
dienwunsch insbesondere auf der
Master-Ebene begründungsbedürf-
tig ist, um Plätze gerecht verteilen zu
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können. Aber wie gesagt: Da haben
wir noch eine Menge zu tun.

Welche Konsequenzen ergeben
sich für den Lehr- und Forschungs-
betrieb an der Juristischen Fakul-
tät und dem Zentrum für transdis-
ziplinäre Forschung durch Ihren
Wechsel?

Für die Lehre in den Gender Stu-
dies und in den Rechtswissenschaf-
ten werde ich junge Nachwuchswis-
senschaftlerinnen gewinnen, die in-
novative Impulse an die Fakultät und
das Zentrum bringen. Das Team des
Lehrstuhls will das Informationsan-
gebot auf unserer Website zum Anti-
diskriminierungsrecht und transdis-

ziplinären Fragen aufrechterhalten.
Und das Zentrum für Geschlechter-
studien ist bei Christina von Braun
als Sprecherin in besten Händen.

Frau Baer, wir bedanken uns ganz
herzlich für das Interview.

Hätte schlimmer kommen dürfen
Was die Privatautonomie der Mehrheitsgesellschaft von einem
Antidiskriminierungsgesetz zu befürchten hat

Ab Juli 2005 sollte es in Deutschland ein Antidiskriminierungsgesetz (ADG)
geben. Nichts Besonderes für viele andere Staaten, aber hierzulande ein
Anlass für massive Polarisierung. Dass der Entwurf tatsächlich noch vor
einer vorgezogenen Bundestagswahl Gesetz wird, ist angesichts der
Mehrheitsverhältnisse im Vermittlungsausschuss unwahrscheinlich. Ein
Blick auf den aktuellen Entwurf empfiehlt sich jedoch für eine zukünftige
Debatte, wenn der Schutz vor Diskriminierung nicht weiter zugunsten  un-
ternehmerischer Interessen verwässert werden soll.

Entstehung des Entwurfs

Folgende EU-Richtlinien (RL)
sollen umgesetzt werden:

Antirassismus-RLvon 2000
- geschütztes Merkmal: zugeschrie-

bene Rasse/ ethnische Herkunft
- Umsetzungsfrist: bis 19.07.2003
-  Anwendungsbereich: Beschäftigung

und Beruf, Bildung, Gesundheit und
Sozialleistungen, Zugang zu öffent-
lich angebotenen Gütern und
Dienstleistungen

Rahmen-RLvon 2000
- geschützte Merkmale: Religion/

Weltanschauung, Behinderung,
Alter, sexuelle Orientierung

- Umsetzungsfrist: bis 2.12.2003
- Anwendungsbereich: Beschäfti-

gung und Beruf

Revidierte Gleichbehandlungs-RL
von 2002

- geschütztes Merkmal: Geschlecht
- Umsetzungsfrist: bis 5.10.2005
- Anwendungsbereich: Beschäfti-

gung und Beruf

Vierte Gleichstellungs-RLvon 2004
- geschütztes Merkmal: Geschlecht
- Umsetzungsfrist: bis 21.12.2007
- Anwendungsbereich: Zugang zu

öffentlich angebotenen Gütern und
Dienstleistungen; privatrechtliche
Versicherungen

Der Hintergrund, vor dem der aktu-
elle Gesetzesentwurf1 (ADG-E) erar-
beitet wurde, besteht hauptsächlich
aus vier EU-Richtlinien, die sich auf
mehrere Diskriminierungsmerkmale
beziehen. Ihnen liegt die Erkenntnis
zugrunde, dass Diskriminierungen
im Bereich des Zivilrechts für viele
Menschen ein akutes Problem dar-
stellen und mit einem modernen
Grundrechtsverständnis nicht zu
vereinbaren sind. In der deutschen
Debatte um den Entwurf, welcher die
Bereiche des Arbeits- und des allge-
meinen Zivilrechts regelt, äußerten
sich Gewerkschaften und Betroffe-
nenvertretungen generell zustim-
mend – verbunden mit der Forderung
nach weitergehenden Bestimmun-
gen. ArbeitgeberInnen- und andere
Unternehmensverbände reagieren

dagegen mit heftiger Ablehnung und
verzeichnen einen Angriff auf die Pri-
vatautonomie und auf die bürgerliche
Freiheit.2

Die Schaffung eines ADG wurde
bereits 1998 im Koalitionsvertrag zwi-
schen SPD und Bündnis-Grünen ver-
einbart. Trotzdem hat es bis Mai 2002
gedauert, bis ein erster Entwurf unter
Federführung der damaligen Justiz-
ministerin Däubler-Gmelin entstan-
den ist – und nach massiver Kritik
der Kirchen und des ArbeitgeberIn-
nenlagers nicht weiter verfolgt wur-
de. Wegen Nichtbeachtung der Um-
setzungsfristen der Antira- und der
Rahmen-Richtlinie leitete die Europäi-
sche Kommission ein Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen die BRD ein,
was offensichtlich für den nötigen
Druck sorgte: Ende 2004 wurde end-




